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Ekiat bei der Abstimmung (iber das Gutachten des Wirtschafts- und Sozialrats zur Lage der Nation

Streitpunkt Staatsfinanzen

Eklat bei der Abstimmung fiber das
Gutachten des Wirtschafts- und Sozi-
alrars Giber die wirtschaftliche, soziale
und finanzielle Situation des Landes in

diesem Jahr: Die Gewerkschaftsvertre-
ter enthielten sich beim Vorum am
Mittwoch, so dass das wichtige Doku-
ment, auf dem die Erklirung des Pre-
miers zur Lage der Nation am kom-
menden 9. Mai zu einem nicht unwe-
sentlichen Teil fufSt, schlieRlich nur 20
der 35 Stimmen auf sich vereinen
konnte. Im Kreuzfeuer der Kritik der
Arbeimehmervertreter steht insbeson-
dere das Kapitel Giber die Entwicklung
der Staatsfinanzen.

Falsche
Diskussionsgrundlagen

Wir konnten diese Analyse nicht
mittragen*, erklirte uns gegentiber OG-
BL-Vorstandsmitglied André Roeligen,
.das Ausmaf der Kluft zwischen P
gnosen und Wirklichkeit ist bedenk-
lich“. Roeligen spielt dabei auf die
spekiakulire* Verbesserung der Defi
Zitlage zwischen Okeober 2006 und
April 2007 an. Innerhalb weniger Mo-
nate habe sich so das Defizit bei den
sfentlichen Verwalrungen laut Gene-
ralfinanzinspeksion von -328,% Millio-
nen Euro in ein Plus von 31 Millionen
verwandelt. Die Finanzen des Zentral-
staars machten in der gleichen Zeit-
spanne einen Sprung von -1,1 Milliarde
auf -504,9 Millionen Euro - eine Diffe-
renz von 1,9 BIP-Prozentpunkten.

Diese Verschitzungen® seinen kei-
nesfalls durch die Flukuationen auf
der Fingabenseite zu erkliren, so Roclt-
gen, den noch bedenklicher stimmt,
dass die Regierung angesichts der Ent-
wicklungen ihren Spardliskurs rotzdem
bei behalt. ,Die Sozialpartner hatten
sich ein Einsparziel von 0,5% des BI
jihrlich bis 2009 gesetzt. Das wurde
lingst erreich. Schon Ende 2006, s
der Gewerkschafter, fir den die Vﬂp
schlechrerung des Budgets eher kon-
junkeurell als strukrurell bedingt war

OGBLund LCGB  foxt* jetzt naiirlich
lich, dass sie auf Basis dervon der
gierung vorgelegren Zahlen, die sich
mittlerweile als zu pessimistisch heraus
gestellt haben, , historischen” Mafinah-
men wie der Indexverschiebung oder
der Desindexierung der Familienleis-
wngen Grinliche erteilt haben - ohne
dass bislang ein Erfolg bei den Gegen-
leistungen® Einheitsstacut oder Steter-
kred elt werden konnte

Der Eklat legt nariirlich wiederum
die Spannungen zwischen den Sozi-
alparmern offen, die wohl in den
kommenden Monaten dramatisch
eskalieren kénnten, wie die Gewerk-
schaftsfithrer in ihren 1. Mai-Reden
zur Geniige unterstreichen werden

2006
Ein auBergewdhnliches Jahr

Die 20 WSR-Mirglieder, die das
Dokument abgesegnet haben, warnen
allerdings davor, aus dem Budgetjabr
2006, das zwar von der guten Konjunk-
rur geprigt war, aber auch von nicht
vorhergesehenen Einnahmen wie die
aus der Operation Arcelor/Mittal, vore
lig auf eine grundlegende Verbesserung
der Staarsfinanzen zu schliefen, zumal
auch grofiere Ausgaben eigentdich nur
verschoben wurden. Der Trend sei zwar
posiv, e Finsparmafnahmen wiirden
greifen, allerdings missse sich die
Regierung eine Strategie tiberlegen, wie
sie Staatsfinanzen bis zum Horizont
2025-2030 durch die Orienderung der
Ausgaben in langfistige Wachstum-
sprojekte gewihrleisten will. Sorgen
bereitet dem WSR die in immer ho-
heren Sozialausgaben resultierende de-

mographischen_ Altering. Simtliche

Pisten zur mitrel- und langfristigen
Absicherung des

uxe'rburger
en ausgelotet
werden, 5o das Gremi-
um, das vor allem auf
eine bessere Rendite &
fiir die Pensionsre-
serven pocht. Neben

den Staarsfinanzen, der Wohnungs-
baupolitik (siche S. 5) und der sozi-
alen Kohasion prigt vor allem das
Thema ,nachhaltige Encwicklung”
das diesjihrige Gueachten des Wirt-
schafts- und Sozialrats, der sich bei-
spielsweise fragt, wo die sekoriellen
Pline Transport*, , Aktivititszonen",
Wohnungsbau® und Walder und
Landschaften® sowie die regionalen
Entwicklungspline abbleiben.

Von Nachhaltigkeit geprégt

Uber mehrere Seiten befasst sich
das Gremium auch mit dem Umwelt-
recht, das bislang lediglich repressiv
sei und ein echtes Zusammenspiel mit
wirtschaftlichen Berrachtungen nur
schwer Jass

Als konmaprodukeiv® bezeichner
der WSR auch dic iibermaRige Anzahl
der Gremien, Programme und ander-
weitiger Instrumente, die sich mit der
nachhaltigen Entwicklung befasse:

Unter anderem nimme der Wirt-
schafts- und Sozialrat eben-
falls die Auswirkungen
des  Kyoto-Proto-
kolls auf Luxem-
burg unter die Lu-
pe. In diesem
Sinne begraBt er

die politischen Ambitionen der EU in
Sachen Reduzierung des COxdus
sses, der Verbesserung der Ener-
gieefizienz und der Forderung ermeu-
erbarer Energiequellen, Besonders bel
der Energieeffizienz mahnt der WSR
zur Eile. Betreffend die emeuerbaren
Energien, deren Potenzial bekannt-
lich in Luxemburg laut einer rezent
vorgestellren Studie nichr gerade en-
orm ist, teilt der Rat die Auffassung
des Premiers, den europdischen Bin-
nenmarkr spielen zu lassen und es
Luxemburg beispielsweise zu ermog-
lichen statt eine teure nationale Sub-
ventionierungspolitik an zu streben,
Investitionen in effiziente Quellen er-
neverbarer Energie in anderen Mit-
gliedstaaten zu ticigen und eine Re-
form des CO,-Emissionshandelssys-
tems in Europa zu unterstilizen
Gleichzeitg misste die nationale En-
ergiezufubr abgesichert werden, Da
viele dieser Bemihungen eine Exn-
hung der Energepreise nach sic
gen, mahnt der WSR die Regierung
Zur Ausarbeitung eines Akrionsplans
zur Inflationskontrolle. Schwarz-Rot
solle das nationale Statistikamt mit ei-
ner Impakistudie der Energie- und
Klimaschuezpolitik auf die Preisent-
wicklung beaufiragen, heilit es zum
Abschluss dieses Kapitels. e

> Das Gutachten kam integral auf
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialrats zum Wohnungsbaupakt: "Gut gemeint" ist das Gegenteil von "gut gemacht" 

"Der Wirtschafts- und Sozialrat gibt zu Bedenken..." so höflich verpackt das Wirtschaftsgremium seine Kritik an der wohnungsbaupolitischen Wunderwaffe "pacte logement", allerdings gewinnt die Formulierung allein dadurch an Schärfe, dass sie in der Stellungnahme öfter wieder holt wird. Im Grunde ist der Wirtschafts- und Sozialrat der Überzeugung, dass die von Minister Boden so vollmundig angekündigten Instrumente zur Preissenkung und Belebung des Wohnungsmarktes, das unter Umständen das Gegenteil des Gewollten erreichen und für noch höhere Preise sorgen. 

Bestandsaufnahme 

Die Kritik setzt schon bei der Bestandaufnahme ein, da es trotz diverser Statistiken keine verlässlichen Ziffern zur Nachfrage am Wohnungsmarkt und keine wirklich konkreten Zahlen zur Höhe von Miete und Kaufpreis gibt. Die vorhandenen Zahlen "suggerieren" allenfalls eine Beruhigung auf dem Mietmarkt und anhaltende Steigerungen beim Verkauf von Wohneigentum. Seit Beginn der 90er Jahre sei eine Preissteigerung von 135% (bis 2004) für Bauland erfolgt, die eigentlichen Baukosten sind dagegen nur um 27% angestiegen, ein weiteres Faktum sei die ungleiche demografische Verteilung im Land. Der hohe Preis bzw. der allgemeine Mangel an Bauland sei auf zwei Faktoren zurückzuführen, so der Wirtschafts- und Sozialrat, auf die Zurückhaltung der Verkäufer und die undurchschaubaren Genehmigungsverfahren von Staat und Kommunen. 

Förderung mit Risiken 

Die im so genannten Wohnungsbaupakt vorgeschlagenen Maßnahmen werden vom Rat sehr detailliert hinterfragt und ausgeleuchtet. So stellte sich für die Experten die Frage, ob die vom Staat zugesagte direkte finanzielle Hilfe für Gemeinden, die in einem Zeitraum von 10 Jahren mehr als 15% wachsen, nicht schlicht verpufft. Diesen Geldern ständen nämlich notwenige Investitionen in Infrastrukturen und Personal gegenüber, etwa für Schulen und Versorgungseinrichtungen. Die Förderung der IVL Gemeinden könne man durch aus begrüßen, doch trage auch dies das Risiko von regionalen Preissteigerungen in sich. 

Grundsätzlich stellt man sich aber die Frage, mit welchen Mitteln die Gemeinden als öffentlicher Bauträger fungieren sollen? Die wenigsten verfügten über ausreichende Reserven. Die Regierung sollte nicht vergessen privatwirtschaftliches Engagement auf dem Wohnungsbaumarkt zu fördern. 

Mentalitätswandel nötig 

Grundsätzlich hält man die Nutzung des Erbbaurechts für einen gangbaren Lösungsweg. Dieser verlange aber einen massiven Mentalitätswandel der Luxemburger, die stark auf den Kauf fokussiert sind. Nicht akzeptabel ist für den Wirtschafts- und Sozialrat die 

Ungleichbehandlung von öffentlichen und privaten Bauträgern. Wenig Begeisterung zeigt man auch für das vorgesehene Vorkaufsrecht von Kommunen und Staat in nahezu allen Bereichen. Dies mache nur Sinn, wenn gleichzeitig die Genehmigungsverfahren für Grundstückskäufe durch die Kommunen, die heute noch jedes mal durch das Innenministerium autorisiert werden müssen, massiv vereinfacht werden. Im Kampf gegen den Missbrauch von Wohnungen als Geschäftsräumen sollte man zuerst einmal alternative Angebote für Freiberufler und Dienstleister schaffen 

Steuerpolitische Fallen 

Die steuerliche Bevorzugung von Verkäufen an die öffentliche Hand wird sich für den privaten Sektor als weiter Preis treibend erweisen. Der Regierung wird dringend empfohlen diese Maßnahme auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen. Gleichzeitig wird auf die, von Dritten geäußerten, verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die steuerliche Ungleichbehandlung hingewiesen. 

Da die Idee steuerlicher Hilfen zur Belebung des Wohnungsmarktes so neu nicht ist, so die Gesetze von 2002 und 2004, fragt sich der Wirtschafts- und Sozialrat wieso bis heute keine Überprüfung der tatsächlichen Wirkung dieser Instrumente erfolgt ist? Auch die geplante "Zurückhaltungssteuer" für nicht genutztes Bauland oder die "Leerstandsteuer" müssten ständig auf ihre Effizienz hin überwacht werden. Der Regierung wird ans Herz gelegt zahlreiche Passagen des Gemeindeplanungsgesetzes von 2004 den Bedürfnissen des Wohnungsbaupaktes anzupassen. 

Der Mittelstand kommt unter die Räder 

Luxemburg hat einen erheblichen Rückstand beim sozialen Wohnungsbau. Die nun aufgelegten Programme der öffentlichen Bauträger werden begrüßt, doch auch hier wird auf die nicht ausgeschöpfte Möglichkeit privatwirtschaftlichen Engagements verwiesen. Die Verpflichtung innerhalb eines Teilbebauungsplans, von dessen Fläche schon 25% an die Kommune fallen, 10% als sozialen Wohnungsbau auszuweisen, wird nach Auffassung des Rates die Preise für die verbleibenden freien Wohneinheiten weiter in die Höhe treiben. Opfer werden die Bezieher mittlerer Einkommen sein, die nicht in den Genuss von Förderprämien kommen und für die die frei festgesetzten Preise unbezahlbar bleiben. 

Gleichbehandlung geboten 

Der Wirtschafts- und Sozialrat mahnt dringend die Gleichbehandlung von Öffentlicher Hand und Privatwirtschaft bei Steuerpolitik, staatlichen Zuschüssen und Initiativrecht an. Andernfalls würden die Ziele des Paktes ins Gegenteil verkehrt. 

Alternativen 

Die Wirtschaftsexperten schlagen eine Reihe von alternativen Maßnahmen vor, dazu zählt insbesondere eine höhere Transparenz, insbesondere der von den Umweltbehörden verlangten Genehmigungen. Zur Zeit bildeten diese einen wahren Hindernislauf für alle Bauherren. Der Regierung wird nahe gelegt eine einheitliche Genehmigungsmechanik durch das Innenministerium zu schaffen. Der Mietwohnungsbau muss endlich engagiert gefördert werden, genauso der Mietkauf von Wohnungen. Von großer Wichtigkeit wäre auch das Bauen in mehreren Geschossen um den Faktor Boden zu minimieren. Als letztes Mittel bleibe die Ausweitung der kommunalen Bauperimeter um das Angebot an Bauland zu vergrößern. 
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